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Erster Abschnitt

Umlegung

§ 45 Zweck und Anwendungsbereich

Zur Erschließung oder Neugestaltung von Gebieten können bebaute und unbebaute
Grundstücke durch Umlegung in der Weise neu geordnet werden, dass nach Lage, Form und
Größe für die bauliche oder sonstige Nutzung zweckmäßig gestaltete Grundstücke entstehen.
Die Umlegung kann

1. im Geltungsbereich eines Bebauungsplans im Sinne des § 30 oder

2. innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils im Sinne des § 34, wenn sich aus der
Eigenart der näheren Umgebung oder einem einfachen Bebauungsplan im Sinne des § 30
Abs. 3 hinreichende Kriterien für die Neuordnung der Grundstücke ergeben,

durchgeführt werden.

§ 46 Zuständigkeit und Voraussetzungen

(1) Die Umlegung ist von der Gemeinde (Umlegungsstelle) in eigener Verantwortung
anzuordnen und durchzuführen, wenn und sobald sie zur Verwirklichung eines
Bebauungsplans oder aus Gründen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung zur
Verwirklichung der innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils zulässigen Nutzung
erforderlich ist.

(2) Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung bestimmen,

1. dass von der Gemeinde Umlegungsausschüsse mit selbständigen Entscheidungsbefugnissen
für die Durchführung der Umlegung gebildet werden,

2. in welcher Weise die Umlegungsausschüsse zusammenzusetzen und mit welchen
Befugnissen sie auszustatten sind,

3. dass der Umlegungsausschuss die Entscheidung über Vorgänge nach § 51 von geringer
Bedeutung einer Stelle übertragen kann, die seine Entscheidungen vorbereitet,



4. dass zur Entscheidung über einen Rechtsbehelf im Umlegungsverfahren Obere
Umlegungsausschüsse gebildet werden und wie diese Ausschüsse zusammenzusetzen sind,

5. dass die Flurbereinigungsbehörde oder eine andere geeignete Behörde verpflichtet ist, auf
Antrag der Gemeinde (Umlegungsstelle) die im Umlegungsverfahren zu treffenden
Entscheidungen vorzubereiten.

(3) Auf die Anordnung und Durchführung einer Umlegung besteht kein Anspruch.

(4) Die Gemeinde kann ihre Befugnis zur Durchführung der Umlegung auf die
Flurbereinigungsbehörde oder eine andere geeignete Behörde für das Gemeindegebiet oder
Teile des Gemeindegebiets übertragen. Die Einzelheiten der Übertragung einschließlich der
Mitwirkungsrechte der Gemeinde können in einer Vereinbarung zwischen ihr und der die
Umlegung durchführenden Behörde geregelt werden. Die Gemeinde kann die Vorbereitung
der im Umlegungsverfahren zu treffenden Entscheidungen sowie die zur Durchführung der
Umlegung erforderlichen vermessungs- und katastertechnischen Aufgaben öffentlich
bestellten Vermessungsingenieuren übertragen.

(5) Die Gemeinde kann dem Umlegungsausschuss für einzelne Fälle oder bestimmte Gebiete
die Befugnis zur Ausübung eines ihr nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zustehenden
Vorkaufsrechts übertragen; die Gemeinde kann die Übertragung jederzeit widerrufen. Das
Recht der Gemeinde, nach der Übertragung ein Vorkaufsrecht zu anderen als
Umlegungszwecken auszuüben, bleibt unberührt. Ansprüche Dritter werden durch die Sätze 1
und 2 nicht begründet.

§ 47 Umlegungsbeschluss

(1) Die Umlegung wird nach Anhörung der Eigentümer durch einen Beschluss der
Umlegungsstelle eingeleitet. Im Umlegungsbeschluss ist das Umlegungsgebiet (§ 52) zu
bezeichnen. Die im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke sind einzeln aufzuführen.

(2) Soll die Umlegung für den Geltungsbereich eines Bebauungsplans eingeleitet werden,
kann das Umlegungsverfahren auch eingeleitet werden, wenn der Bebauungsplan noch nicht
aufgestellt ist. In diesem Fall muss der Bebauungsplan vor dem Beschluss über die
Aufstellung des Umlegungsplans (§ 66 Abs. 1) in Kraft getreten sein.

§ 48 Beteiligte

(1) Im Umlegungsverfahren sind Beteiligte

1. die Eigentümer der im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke,

2. die Inhaber eines im Grundbuch eingetragenen oder durch Eintragung gesicherten Rechts
an einem im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstück oder an einem das Grundstück
belastenden Recht,

3. die Inhaber eines nicht im Grundbuch eingetragenen Rechts an dem Grundstück oder an
einem das Grundstück belastenden Recht, eines Anspruchs mit dem Recht auf Befriedigung



aus dem Grundstück oder eines persönlichen Rechts, das zum Erwerb, zum Besitz oder zur
Nutzung des Grundstücks berechtigt oder den Verpflichteten in der Benutzung des
Grundstücks beschränkt,

4. die Gemeinde,

5. unter den Voraussetzungen des § 55 Abs. 5 die Bedarfsträger und

6. die Erschließungsträger.

(2) Die in Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Personen werden zu dem Zeitpunkt Beteiligte, in dem
die Anmeldung ihres Rechts der Umlegungsstelle zugeht. Die Anmeldung kann bis zur
Beschlussfassung über den Umlegungsplan (§ 66 Abs. 1) erfolgen.

(3) Bestehen Zweifel an einem angemeldeten Recht, so hat die Umlegungsstelle dem
Anmeldenden unverzüglich eine Frist zur Glaubhaftmachung seines Rechts zu setzen. Nach
fruchtlosem Ablauf der Frist ist er bis zur Glaubhaftmachung seines Rechts nicht mehr zu
beteiligen.

(4) Der im Grundbuch eingetragene Gläubiger einer Hypothek, Grundschuld oder
Rentenschuld, für die ein Brief erteilt ist, sowie jeder seiner Rechtsnachfolger hat auf
Verlangen der Umlegungsstelle eine Erklärung darüber abzugeben, ob ein anderer die
Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld oder ein Recht daran erworben hat; die Person des
Erwerbers hat er dabei zu bezeichnen. § 208 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

§ 49 Rechtsnachfolge

Wechselt die Person eines Beteiligten während eines Umlegungsverfahrens, so tritt sein
Rechtsnachfolger in dieses Verfahren in dem Zustand ein, in dem es sich im Zeitpunkt des
Übergangs des Rechts befindet.

§ 50 Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses

(1) Der Umlegungsbeschluss ist in der Gemeinde ortsüblich bekannt zu machen.

(2) Die Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses hat die Aufforderung zu enthalten,
innerhalb eines Monats Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur
Beteiligung am Umlegungsverfahren berechtigen, bei der Umlegungsstelle anzumelden.

(3) Werden Rechte erst nach Ablauf der in Absatz 2 bezeichneten Frist angemeldet oder nach
Ablauf der in § 48 Abs. 3 gesetzten Frist glaubhaft gemacht, so muss ein Berechtigter die
bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gegen sich gelten lassen, wenn die
Umlegungsstelle dies bestimmt.

(4) Der Inhaber eines in Absatz 2 bezeichneten Rechts muss die Wirkung eines vor der
Anmeldung eingetretenen Fristablaufs ebenso gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte,
dem gegenüber die Frist durch Bekanntmachung des Verwaltungsakts zuerst in Lauf gesetzt
worden ist.



(5) Auf die rechtlichen Wirkungen nach den Absätzen 3 und 4 sowie nach § 51 ist in der
Bekanntmachung hinzuweisen.

§ 51 Verfügungs- und Veränderungssperre

(1) Von der Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses bis zur Bekanntmachung nach § 71
dürfen im Umlegungsgebiet nur mit schriftlicher Genehmigung der Umlegungsstelle

1. ein Grundstück geteilt oder Verfügungen über ein Grundstück und über Rechte an einem
Grundstück getroffen oder Vereinbarungen abgeschlossen werden, durch die einem anderen
ein Recht zum Erwerb, zur Nutzung oder Bebauung eines Grundstücks oder Grundstücksteils
eingeräumt wird, oder Baulasten neu begründet, geändert oder aufgehoben werden;

2. erhebliche Veränderungen der Erdoberfläche oder wesentlich wertsteigernde sonstige
Veränderungen der Grundstücke vorgenommen werden;

3. nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtige, aber wertsteigernde bauliche
Anlagen errichtet oder wertsteigernde Änderungen solcher Anlagen vorgenommen werden;

4. genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtige bauliche Anlagen errichtet oder
geändert werden.

Einer Genehmigung nach Satz 1 bedarf es im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet nur,
wenn und soweit eine Genehmigungspflicht nach § 144 nicht besteht.

(2) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt
worden sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts
Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre
hätte begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher
ausgeübten Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht berührt.

(3) Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass das
Vorhaben die Durchführung der Umlegung unmöglich machen oder wesentlich erschweren
würde. § 22 Abs. 5 Satz 2 bis 5 ist entsprechend anzuwenden.

(4) Die Genehmigung kann unter Auflagen und außer bei Verfügungen über Grundstücke und
über Rechte an Grundstücken auch unter Bedingungen oder Befristungen erteilt werden. Wird
die Genehmigung unter Auflagen, Bedingungen oder Befristungen erteilt, ist die hierdurch
betroffene Vertragspartei berechtigt, bis zum Ablauf eines Monats nach Unanfechtbarkeit der
Entscheidung vom Vertrag zurückzutreten. Auf das Rücktrittsrecht sind die §§ 346 bis 349
und 351 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden.

(5) Überträgt der Umlegungsausschuss auf Grund einer Verordnung nach § 46 Abs. 2 Nr. 3
der dort bezeichneten Stelle Entscheidungen über Vorgänge nach Absatz 1, unterliegt diese
Stelle seinen Weisungen; bei Einlegung von Rechtsbehelfen tritt der Umlegungsausschuss an
ihre Stelle. Der Umlegungsausschuss kann die Übertragung jederzeit widerrufen.

§ 52 Umlegungsgebiet



(1) Das Umlegungsgebiet ist so zu begrenzen, dass die Umlegung sich zweckmäßig
durchführen lässt. Es kann aus räumlich getrennten Flächen bestehen.

(2) Einzelne Grundstücke, die die Durchführung der Umlegung erschweren, können von der
Umlegung ganz oder teilweise ausgenommen werden.

(3) Unwesentliche Änderungen des Umlegungsgebiets können bis zum Beschluss über die
Aufstellung des Umlegungsplans (§ 66 Abs. 1) von der Umlegungsstelle nach vorheriger
Anhörung der Eigentümer der betroffenen Grundstücke auch ohne ortsübliche
Bekanntmachung vorgenommen werden. Die Änderung wird mit ihrer Bekanntgabe an die
Eigentümer der betroffenen Grundstücke wirksam.

§ 53 Bestandskarte und Bestandsverzeichnis

(1) Die Umlegungsstelle fertigt eine Karte und ein Verzeichnis der Grundstücke des
Umlegungsgebiets an (Bestandskarte und Bestandsverzeichnis). Die Bestandskarte weist
mindestens die bisherige Lage und Form der Grundstücke des Umlegungsgebiets und die auf
ihnen befindlichen Gebäude aus und bezeichnet die Eigentümer. In dem Bestandsverzeichnis
sind für jedes Grundstück mindestens aufzuführen

1. die im Grundbuch eingetragenen Eigentümer,

2. die grundbuch- und katastermäßige Bezeichnung, die Größe und die im
Liegenschaftskataster angegebene Nutzungsart der Grundstücke unter Angabe von Straße und
Hausnummer sowie

3. die im Grundbuch in Abteilung II eingetragenen Lasten und Beschränkungen.

(2) Die Bestandskarte und die in Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 und 2 bezeichneten Teile des
Bestandsverzeichnisses sind auf die Dauer eines Monats in der Gemeinde öffentlich
auszulegen. Ort und Dauer der Auslegung sind mindestens eine Woche vor der Auslegung
ortsüblich bekannt zu machen.

(3) Betrifft die Umlegung nur wenige Grundstücke, so genügt anstelle der ortsüblichen
Bekanntmachung die Mitteilung an die Eigentümer und die Inhaber sonstiger Rechte, soweit
sie aus dem Grundbuch ersichtlich sind oder ihr Recht bei der Umlegungsstelle angemeldet
haben.

(4) In den in Absatz 1 Satz 3 Nr. 3 bezeichneten Teil des Bestandsverzeichnisses ist die
Einsicht jedem gestattet, der ein berechtigtes Interesse darlegt.

§ 54 Benachrichtigungen und Umlegungsvermerk

(1) Die Umlegungsstelle teilt dem Grundbuchamt und der für die Führung des
Liegenschaftskatasters zuständigen Stelle die Einleitung (§ 47) des Umlegungsverfahrens und
die nachträglichen Änderungen des Umlegungsgebiets (§ 52) mit. Das Grundbuchamt hat in
die Grundbücher der umzulegenden Grundstücke einzutragen, dass das Umlegungsverfahren
eingeleitet ist (Umlegungsvermerk).



(2) Das Grundbuchamt und die für die Führung des Liegenschaftskatasters zuständige Stelle
haben die Umlegungsstelle von allen Eintragungen zu benachrichtigen, die nach dem
Zeitpunkt der Einleitung des Umlegungsverfahrens im Grundbuch der betroffenen
Grundstücke und im Liegenschaftskataster vorgenommen sind oder vorgenommen werden. §
22 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden.

(3) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung
eingetragen, so gibt die Umlegungsstelle dem Vollstreckungsgericht von dem
Umlegungsbeschluss Kenntnis, soweit dieser das Grundstück betrifft, das Gegenstand des
Vollstreckungsverfahrens ist.

§ 55 Umlegungsmasse und Verteilungsmasse

(1) Die im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke werden nach ihrer Fläche rechnerisch zu
einer Masse vereinigt (Umlegungsmasse).

(2) Aus der Umlegungsmasse sind vorweg die Flächen auszuscheiden und der Gemeinde oder
dem sonstigen Erschließungsträger zuzuteilen, die nach dem Bebauungsplan festgesetzt sind
oder aus Gründen der geordneten städtebaulichen Entwicklung zur Verwirklichung der nach §
34 zulässigen Nutzung erforderlich sind als

1. örtliche Verkehrsflächen für Straßen, Wege einschließlich Fuß- und Wohnwege und für
Plätze sowie für Sammelstraßen,

2. Flächen für Parkplätze, Grünanlagen einschließlich Kinderspielplätze und Anlagen zum
Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes, soweit sie nicht schon Bestandteil der in Nummer 1 genannten
Verkehrsanlagen sind, sowie für Regenklär- und Regenüberlaufbecken, wenn die Flächen
überwiegend den Bedürfnissen der Bewohner des Umlegungsgebiets dienen sollen.

Zu den vorweg auszuscheidenden Flächen gehören auch die Flächen zum Ausgleich im Sinne
des § 1 a Abs. 3 für die in Satz 1 genannten Anlagen. Grünflächen nach Satz 1 Nr. 2 können
auch bauflächenbedingte Flächen zum Ausgleich im Sinne des § 1 a Abs. 3 umfassen.

(3) Mit der Zuteilung ist die Gemeinde oder der sonstige Erschließungsträger für von ihnen in
die Umlegungsmasse eingeworfene Flächen nach Absatz 2 abgefunden.

(4) Die verbleibende Masse ist die Verteilungsmasse.

(5) Sonstige Flächen, für die nach dem Bebauungsplan eine Nutzung für öffentliche Zwecke
festgesetzt ist, können einschließlich der Flächen zum Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3
ausgeschieden und dem Bedarfs- oder Erschließungsträger zugeteilt werden, wenn dieser
geeignetes Ersatzland, das auch außerhalb des Umlegungsgebiets liegen kann, in die
Verteilungsmasse einbringt. Die Umlegungsstelle soll von dieser Befugnis Gebrauch machen,
wenn dies zur alsbaldigen Durchführung des Bebauungsplans zweckmäßig ist.

§ 56 Verteilungsmaßstab



(1) Für die Errechnung der den beteiligten Grundeigentümern an der Verteilungsmasse
zustehenden Anteile (Sollanspruch) ist entweder von dem Verhältnis der Flächen oder dem
Verhältnis der Werte auszugehen, in dem die früheren Grundstücke vor der Umlegung
zueinander gestanden haben. Der Maßstab ist von der Umlegungsstelle nach pflichtmäßigem
Ermessen unter gerechter Abwägung der Interessen der Beteiligten je nach Zweckmäßigkeit
einheitlich zu bestimmen.

(2) Sind alle Beteiligten einverstanden, so kann die Verteilungsmasse auch nach einem
anderen Maßstab aufgeteilt werden.

§ 57 Verteilung nach Werten

Geht die Umlegungsstelle von dem Verhältnis der Werte aus, so wird die Verteilungsmasse in
dem Verhältnis verteilt, in dem die zu berücksichtigenden Eigentümer an der Umlegung
beteiligt sind. Jedem Eigentümer soll ein Grundstück mindestens mit dem Verkehrswert
zugeteilt werden, den sein früheres Grundstück auch unter Berücksichtigung der Pflicht zur
Bereitstellung von Flächen zum Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 im Zeitpunkt des
Umlegungsbeschlusses hatte. Für die zuzuteilenden Grundstücke ist der Verkehrswert,
bezogen auf den Zeitpunkt des Umlegungsbeschlusses, zu ermitteln. Dabei sind
Wertänderungen, die durch die Umlegung bewirkt werden, zu berücksichtigen; sollen
Grundstücke in bezug auf Flächen nach § 55 Abs. 2 erschließungsbeitragspflichtig zugeteilt
werden, bleiben Wertänderungen insoweit unberücksichtigt. Unterschiede zwischen den so
ermittelten Verkehrswerten sind in Geld auszugleichen.

§ 58 Verteilung nach Flächen

(1) Geht die Umlegungsstelle von dem Verhältnis der Flächen aus, hat sie von den
eingeworfenen Grundstücken unter Anrechnung des Flächenabzugs nach § 55 Abs. 2 einen
Flächenbeitrag in einem solchen Umfang abzuziehen, dass die Vorteile ausgeglichen werden,
die durch die Umlegung erwachsen; dabei bleiben in den Fällen des § 57 Satz 4 Halbsatz 2 die
Vorteile insoweit unberücksichtigt. Der Flächenbeitrag darf in Gebieten, die erstmalig
erschlossen werden, nur bis zu 30 vom Hundert, in anderen Gebieten nur bis zu 10 vom
Hundert der eingeworfenen Fläche betragen. Die Umlegungsstelle kann statt eines
Flächenbeitrags ganz oder teilweise einen entsprechenden Geldbeitrag erheben. Soweit der
Umlegungsvorteil den Flächenbeitrag nach Satz 1 übersteigt, ist der Vorteil in Geld
auszugleichen.

(2) Kann das neue Grundstück nicht in gleicher oder gleichwertiger Lage zugeteilt werden, so
sind dadurch begründete Wertunterschiede in Fläche oder Geld auszugleichen.

(3) Für die Bemessung von Geldbeiträgen und Ausgleichsleistungen sind die Wertverhältnisse
im Zeitpunkt des Umlegungsbeschlusses maßgebend.

§ 59 Zuteilung und Abfindung

(1) Aus der Verteilungsmasse sind den Eigentümern dem Umlegungszweck entsprechend
nach Möglichkeit Grundstücke einschließlich Flächen zum Ausgleich im Sinne des § 1 a Abs.



3 in gleicher oder gleichwertiger Lage wie die eingeworfenen Grundstücke und entsprechend
den nach den §§ 57 und 58 errechneten Anteilen zuzuteilen.

(2) Soweit es unter Berücksichtigung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht möglich
ist, die nach den §§ 57 und 58 errechneten Anteile tatsächlich zuzuteilen, findet ein Ausgleich
in Geld statt. Auf den Geldausgleich sind die Vorschriften über die Entschädigung im
Zweiten Abschnitt des Fünften Teils entsprechend anzuwenden, soweit die Zuteilung den
Einwurfswert oder mehr als nur unwesentlich den Sollanspruch unterschreitet. Der
Geldausgleich bemisst sich nach dem Verkehrswert, bezogen auf den Zeitpunkt der
Aufstellung des Umlegungsplans, soweit die Zuteilung den Sollanspruch mehr als nur
unwesentlich überschreitet und dadurch die bauplanungsrechtlich zulässige Nutzung
ermöglicht.

(3) Beantragt ein Eigentümer, der im Umlegungsgebiet eigen genutzten Wohn- oder
Geschäftsraum aufgeben muss und im Umlegungsverfahren kein Grundstück erhält, dass für
ihn als Abfindung im Umlegungsverfahren eines der in Absatz 4 Nr. 2 und 3 bezeichneten
Rechte vorgesehen wird, so soll dem entsprochen werden, sofern dies in der Umlegung
möglich ist.

(4) Mit Einverständnis der betroffenen Eigentümer können als Abfindung

1. Geld oder

2. Grundeigentum außerhalb des Umlegungsgebiets oder

3. die Begründung von Miteigentum an einem Grundstück, die Gewährung von
grundstücksgleichen Rechten, Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz oder sonstigen
dinglichen Rechten innerhalb und außerhalb des Umlegungsgebiets

vorgesehen werden.

(5) Sofern die Umlegung im Geltungsbereich eines Bebauungsplans durchgeführt wird,
können Eigentümer in Geld oder mit außerhalb des Umlegungsgebiets gelegenen
Grundstücken abgefunden werden, wenn sie im Gebiet keine bebauungsfähigen Grundstücke
erhalten können oder wenn dies sonst zur Erreichung der Ziele und Zwecke des
Bebauungsplans erforderlich ist; wer die Abfindung mit Grundstücken außerhalb des Gebiets
ablehnt, kann mit Geld abgefunden werden. Die Vorschriften über die Entschädigung im
Zweiten Abschnitt des Fünften Teils sind entsprechend anzuwenden.

(6) Lehnt der Eigentümer eine Abfindung mit den in Absatz 4 Nr. 2 und 3 bezeichneten
Rechten ab, obgleich durch eine solche Abfindung für eine größere Anzahl von Beteiligten
eine Abfindung in Geld vermieden werden kann und die Abfindung in diesen Rechtsformen
mit dem Bebauungsplan vereinbar ist, ist der Eigentümer in Geld abzufinden. Die
Vorschriften über die Entschädigung im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils sind
entsprechend anzuwenden.

(7) Die Umlegungsstelle - der Umlegungsausschuss auf Antrag der Gemeinde - kann bei der
Zuteilung von Grundstücken unter den Voraussetzungen des § 176 ein Baugebot, unter den
Voraussetzungen des § 177 ein Modernisierungs- oder Instandsetzungsgebot und unter den
Voraussetzungen des § 178 ein Pflanzgebot anordnen.



(8) Sofern die Umlegung im Geltungsbereich eines Bebauungsplans durchgeführt wird, sind
im Umlegungsplan die Gebäude oder sonstigen baulichen Anlagen zu bezeichnen, die dem
Bebauungsplan widersprechen und der Verwirklichung der im Umlegungsplan in Aussicht
genommenen Neugestaltung (§ 66 Abs. 2) entgegenstehen. Die Eigentümer und die sonstigen
Nutzungsberechtigten haben die Beseitigung der im Umlegungsplan bezeichneten Gebäude
und sonstigen baulichen Anlagen zu dulden, wenn die Gemeinde die Beseitigung zum
Vollzug des Umlegungsplans durchführt.

(9) Die Befugnis der Gemeinde, ein Baugebot, ein Modernisierungs- oder
Instandsetzungsgebot, ein Pflanzgebot oder ein Rückbau- oder Entsiegelungsgebot nach den
§§ 176 bis 179 anzuordnen, bleibt unberührt.

§ 60 Abfindung und Ausgleich für bauliche Anlagen, Anpflanzungen und sonstige
Einrichtungen

Für bauliche Anlagen, Anpflanzungen und für sonstige Einrichtungen ist nur eine
Geldabfindung zu gewähren und im Falle der Zuteilung ein Ausgleich in Geld festzusetzen,
soweit das Grundstück wegen dieser Einrichtungen einen über den Bodenwert
hinausgehenden Verkehrswert hat. Die Vorschriften über die Entschädigung im Zweiten
Abschnitt des Fünften Teils sind entsprechend anzuwenden.

§ 61 Aufhebung, Änderung und Begründung von Rechten

 (1) Grundstücksgleiche Rechte sowie andere Rechte an einem im Umlegungsgebiet
gelegenen Grundstück oder an einem das Grundstück belastenden Recht, ferner Ansprüche
mit dem Recht auf Befriedigung aus dem Grundstück oder persönliche Rechte, die zum
Erwerb, zum Besitz oder zur Nutzung eines im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücks
berechtigen oder den Verpflichteten in der Benutzung des Grundstücks beschränken, können
durch den Umlegungsplan aufgehoben, geändert oder neu begründet werden. In
Übereinstimmung mit den Zielen des Bebauungsplans oder zur Verwirklichung einer nach §
34 zulässigen Nutzung können zur zweckmäßigen und wirtschaftlichen Ausnutzung der
Grundstücke Flächen für Zuwege, gemeinschaftliche Hofräume, Kinderspielplätze,
Freizeiteinrichtungen, Stellplätze, Garagen, Flächen zum Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3
oder andere Gemeinschaftsanlagen festgelegt und ihre Rechtsverhältnisse geregelt werden. Im
Landesrecht vorgesehene öffentlich-rechtliche Verpflichtungen zu einem das Grundstück
betreffenden Tun, Dulden oder Unterlassen (Baulast) können im Einvernehmen mit der
Baugenehmigungsbehörde aufgehoben, geändert oder neu begründet werden.

(2) Soweit durch die Aufhebung, Änderung oder Begründung von Rechten oder Baulasten
Vermögensnachteile oder Vermögensvorteile entstehen, findet ein Ausgleich in Geld statt.
Für den Fall, dass Vermögens nachteile entstehen, sind die Vorschriften über die
Entschädigung im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils und über den Härteausgleich nach §
181 entsprechend anzuwenden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die nach § 55 Abs. 5 in die Verteilungsmasse
eingebrachten Grundstücke.

§ 62 Gemeinschaftliches Eigentum; besondere rechtliche Verhältnisse



(1) Wenn es dem Zweck der Umlegung dient und die Eigentümer zustimmen, kann
gemeinschaftliches Eigentum an Grundstücken geteilt werden.

(2) Wenn einem Eigentümer für mehrere verschiedenen Rechtsverhältnissen unterliegende
alte Grundstücke oder Berechtigungen ein neues Grundstück zugeteilt wird, so werden
entsprechend den verschiedenen Rechtsverhältnissen Bruchteile der Gesamtabfindung
bestimmt, die an die Stelle der einzelnen Grundstücke oder Berechtigungen treten. In diesen
Fällen kann für jedes eingeworfene Grundstück oder jede Berechtigung anstelle des
Bruchteils ein besonderes Grundstück zugeteilt werden.

(3) Wenn gemeinschaftliches Eigentum geteilt wird (Absatz 1) oder einem Eigentümer für
sein Grundstück mehrere neue Grundstücke zugeteilt werden, so kann die Umlegungsstelle
Grundpfandrechte und Reallasten, mit denen eingeworfene Grundstücke belastet sind,
entsprechend den im Umlegungsverfahren ermittelten Werten auf die zuzuteilenden
Grundstücke verteilen.

§ 63 Übergang von Rechtsverhältnissen auf die Abfindung

(1) Die zugeteilten Grundstücke treten hinsichtlich der Rechte an den alten Grundstücken und
der diese Grundstücke betreffenden Rechtsverhältnisse, die nicht aufgehoben werden, an die
Stelle der alten Grundstücke. Die örtlich gebundenen öffentlichen Lasten, die auf den alten
Grundstücken ruhen, gehen auf die in deren örtlicher Lage ausgewiesenen neuen Grundstücke
über.

(2) Erhält der Eigentümer, dem ein neues Grundstück zugeteilt wird, für das alte Grundstück
zum Ausgleich von Wertunterschieden einen Geldausgleich oder nach § 59, § 60 oder § 61
eine Geldabfindung, so sind dinglich Berechtigte, deren Rechte durch die Umlegung
beeinträchtigt werden, insoweit auf den Geldanspruch des Eigentümers angewiesen.

§ 64 Geldleistungen

(1) Die Gemeinde ist Gläubigerin und Schuldnerin der im Umlegungsplan festgesetzten
Geldleistungen.

(2) Geldleistungen werden mit der Bekanntmachung nach § 71 fällig. Die Fälligkeit der
Ausgleichsleistungen für Mehrwerte (§§ 57 bis 61) kann bis zu längstens zehn Jahren
hinausgeschoben werden; dabei kann vorgesehen werden, dass die Bezahlung dieser
Ausgleichsleistungen ganz oder teilweise in wiederkehrenden Leistungen erfolgt. In den
Fällen des Satzes 2 soll die Ausgleichsleistung ab Fälligkeit und bei Anfechtung des
Umlegungsplans lediglich wegen der Höhe einer Geldleistung soll diese in Höhe des
angefochtenen Betrags ab Inkrafttreten des Umlegungsplans dem Grund nach mit 2 vom
Hundert über dem Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs jährlich verzinst
werden.

(3) Die Verpflichtungen des Eigentümers oder des Erbbauberechtigten zu Geldleistungen
nach den §§ 57 bis 61 gelten als Beitrag und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück
oder dem Erbbaurecht.



(4) Wird zur Sicherung eines Kredits, der

1. der Errichtung von Neubauten, dem Wiederaufbau zerstörter Gebäude oder dem Ausbau
oder der Erweiterung bestehender Gebäude oder

2. der Durchführung notwendiger außerordentlicher Instandsetzungen an Gebäuden

auf dem belasteten Grundstück dient, ein Grundpfandrecht bestellt, so kann für dieses auf
Antrag ein Befriedigungsvorrecht vor der öffentlichen Last nach Absatz 3 oder einem Teil
derselben für den Fall der Zwangsvollstreckung in das Grundstück bewilligt werden, wenn
dadurch die Sicherheit der öffentlichen Last nicht gefährdet wird und die Zins- und
Tilgungssätze für das Grundpfandrecht den üblichen Jahresleistungen für erstrangige
Tilgungshypotheken entsprechen. Die Bewilligung kann von der Erfüllung von Bedingungen
abhängig gemacht werden.

(5) Soweit die Kosten und Geldleistungen der Umlegung von einem Bedarfs- oder
Erschließungsträger verursacht sind, sind sie von ihm der Gemeinde zu erstatten.

(6) Die öffentlichen Lasten (Absatz 3) sind im Grundbuch zu vermerken.

§ 65 Hinterlegung und Verteilungsverfahren

Für die Hinterlegung von Geldleistungen und für das Verteilungsverfahren gelten die
Vorschriften der §§ 118 und 119 entsprechend.

§ 66 Aufstellung und Inhalt des Umlegungsplans

(1) Der Umlegungsplan ist von der Umlegungsstelle nach Erörterung mit den Eigentümern
durch Beschluss aufzustellen. Er kann auch für Teile des Umlegungsgebiets aufgestellt
werden (Teilumlegungsplan).

(2) Aus dem Umlegungsplan muss der in Aussicht genommene Neuzustand mit allen
tatsächlichen und rechtlichen Änderungen hervorgehen, die die im Umlegungsgebiet
gelegenen Grundstücke erfahren. Der Umlegungsplan muss nach Form und Inhalt zur
Übernahme in das Liegenschaftskataster geeignet sein.

(3) Der Umlegungsplan besteht aus der Umlegungskarte und dem Umlegungsverzeichnis.

§ 67 Umlegungskarte

Die Umlegungskarte stellt den künftigen Zustand des Umlegungsgebiets dar. In die Karte sind
insbesondere die neuen Grundstücksgrenzen und -bezeichnungen sowie die Flächen im Sinne
des § 55 Abs. 2 einzutragen.

§ 68 Umlegungsverzeichnis

(1) Das Umlegungsverzeichnis führt auf



1. die Grundstücke, einschließlich der außerhalb des Umlegungsgebiets zugeteilten, nach
Lage, Größe und Nutzungsart unter Gegenüberstellung des alten und neuen Bestands mit
Angabe ihrer Eigentümer;

2. die Rechte an einem Grundstück oder einem das Grundstück belastenden Recht, ferner
Ansprüche mit dem Recht auf Befriedigung aus dem Grundstück oder persönliche Rechte, die
zum Erwerb, zum Besitz oder zur Nutzung eines Grundstücks berechtigen oder den
Verpflichteten in der Benutzung des Grundstücks beschränken, soweit sie aufgehoben,
geändert oder neu begründet werden;

3. die Grundstückslasten nach Rang und Betrag;

4. die Geldleistungen, deren Fälligkeit und Zahlungsart sowie der Wert der Flächen nach § 55
Abs. 2 bei einer insoweit erschließungsbeitragspflichtigen Zuteilung;

5. diejenigen, zu deren Gunsten oder Lasten Geldleistungen festgesetzt sind;

6. die Hinzuziehenden und die zu verlegenden Flächen im Sinne des § 55 Abs. 2 und die
Wasserläufe;

7. die Gebote nach § 59 Abs. 7 sowie

8. die Baulasten nach § 61 Abs. 1 Satz 3.

(2) Das Umlegungsverzeichnis kann für jedes Grundstück gesondert aufgestellt werden.

§ 69 Bekanntmachung des Umlegungsplans, Einsichtnahme

(1) Die Umlegungsstelle hat den Beschluss über die Aufstellung des Umlegungsplans (§ 66
Abs. 1) in der Gemeinde ortsüblich bekanntzumachen. In der Bekanntmachung ist darauf
hinzuweisen, dass der Umlegungsplan an einer zu benennenden Stelle nach Absatz 2
eingesehen werden kann und auszugsweise nach § 70 Abs. 1 Satz 1 zugestellt wird.

(2) Den Umlegungsplan kann jeder einsehen, der ein berechtigtes Interesse darlegt.

§ 70 Zustellung des Umlegungsplans

(1) Den Beteiligten ist ein ihre Rechte betreffender Auszug aus dem Umlegungsplan
zuzustellen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass der Umlegungsplan an einer zu benennenden
Stelle nach § 69 Abs. 2 eingesehen werden kann.

(2) Hält die Umlegungsstelle Änderungen des Umlegungsplans für erforderlich, so können die
Bekanntmachung und die Zustellung des geänderten Umlegungsplans auf die von der
Änderung Betroffenen beschränkt werden.

(3) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung
eingetragen, so gibt die Umlegungsstelle dem Vollstreckungsgericht von dem



Umlegungsverzeichnis Kenntnis, soweit dieses das Grundstück, das Gegenstand des
Vollstreckungsverfahrens ist, und die daran bestehenden Rechte betrifft

§ 71 Inkrafttreten des Umlegungsplans
(1) Die Umlegungsstelle hat ortsüblich bekannt zu machen, in welchem Zeitpunkt der
Umlegungsplan unanfechtbar geworden ist. Dem Eintritt der Unanfechtbarkeit des
Umlegungsplans steht es gleich, wenn der Umlegungsplan lediglich wegen der Höhe einer
Geldabfindung anfechtbar ist.

(2) Vor Unanfechtbarkeit des Umlegungsplans kann die Umlegungsstelle räumliche und
sachliche Teile des Umlegungsplans durch Bekanntmachung in Kraft setzen, wenn sich die
Entscheidung über eingelegte Rechtsbehelfe auf diese Teile des Umlegungsplans nicht
auswirken kann. Personen, die Rechtsbehelfe eingelegt haben, sind von der Inkraftsetzung zu
unterrichten.

§ 72 Wirkungen der Bekanntmachung

(1) Mit der Bekanntmachung nach § 71 wird der bisherige Rechtszustand durch den in dem
Umlegungsplan vorgesehenen neuen Rechtszustand ersetzt. Die Bekanntmachung schließt die
Einweisung der neuen Eigentümer in den Besitz der zugeteilten Grundstücke ein.

(2) Die Gemeinde hat den Umlegungsplan zu vollziehen, sobald seine Unanfechtbarkeit nach
§ 71 bekannt gemacht worden ist. Sie hat den Beteiligten die neuen Besitz- und
Nutzungsrechte, erforderlichenfalls mit den Mitteln des Verwaltungszwangs, zu verschaffen.

§ 73 Änderung des Umlegungsplans

Die Umlegungsstelle kann den Umlegungsplan auch nach Eintritt der Unanfechtbarkeit
ändern, wenn

1. der Bebauungsplan geändert wird,

2. eine rechtskräftige Entscheidung eines Gerichts die Änderung notwendig macht oder

3. die Beteiligten mit der Änderung einverstanden sind.

§ 74 Berichtigung der öffentlichen Bücher

(1) Die Umlegungsstelle übersendet dem Grundbuchamt und der für die Führung des
Liegenschaftskatasters zuständigen Stelle eine beglaubigte Abschrift der Bekanntmachung
nach § 71 sowie eine beglaubigte Ausfertigung des Umlegungsplans und ersucht diese, die
Rechtsänderungen in das Grundbuch und in das Liegenschaftskataster einzutragen sowie den
Umlegungsvermerk im Grundbuch zu löschen. Dies gilt auch für außerhalb des
Umlegungsgebiets zugeteilte Grundstücke.

(2) Bis zur Berichtigung des Liegenschaftskatasters dienen die Umlegungskarte und das
Umlegungsverzeichnis als amtliches Verzeichnis der Grundstücke im Sinne des § 2 Abs. 2



der Grundbuchordnung, wenn die für die Führung des Liegenschaftskatasters zuständige
Stelle auf diesen Urkunden bescheinigt hat, dass sie nach Form und Inhalt zur Übernahme in
das Liegenschaftskataster geeignet sind. Diese Bescheinigung ist nicht erforderlich, wenn die
Flurbereinigungsbehörde die Umlegungskarte und das Umlegungsverzeichnis gefertigt hat (§
46 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 4).

§ 75 Einsichtnahme in den Umlegungsplan

Bis zur Berichtigung des Grundbuchs ist die Einsicht in den Umlegungsplan jedem gestattet,
der ein berechtigtes Interesse darlegt.

§ 76 Vorwegnahme der Entscheidung

Mit Einverständnis der betroffenen Rechtsinhaber können die Eigentums- und
Besitzverhältnisse für einzelne Grundstücke sowie andere Rechte nach den §§ 55 bis 62
geregelt werden, bevor der Umlegungsplan aufgestellt ist. Die §§ 70 bis 75 gelten
entsprechend.

§ 77 Vorzeitige Besitzeinweisung

(1) Sofern die Umlegung im Geltungsbereich eines Bebauungsplans durchgeführt wird, kann
die Umlegungsstelle nach dem Inkrafttreten des Bebauungsplans, wenn das Wohl der
Allgemeinheit es erfordert,

1. vor Aufstellung des Umlegungsplans die Gemeinde oder den sonstigen Bedarfs- oder
Erschließungsträger in den Besitz der Grundstücke, die in dem Bebauungsplan als Flächen im
Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 21 oder des § 55 Abs. 2 und 5 festgesetzt sind, einweisen;

2. nach Aufstellung des Umlegungsplans und Übertragung der Grenzen der neuen
Grundstücke in die Örtlichkeit auch sonstige am Umlegungsverfahren Beteiligte in den Besitz
der nach dem Umlegungsplan für sie vorgesehenen Grundstücke oder Nutzungsrechte
einweisen.

(2) Das Wohl der Allgemeinheit kann die vorzeitige Einweisung in den Besitz insbesondere
erfordern

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 zugunsten der Gemeinde oder eines sonstigen Bedarfs-
oder Erschließungsträgers, wenn Maßnahmen zur Verwirklichung des Bebauungsplans
bevorstehen und die Flächen für die vorgesehenen Anlagen und Einrichtungen der
Erschließung oder Versorgung des Gebiets benötigt werden,

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nr.2 zugunsten sonstiger Umlegungsbeteiligter, wenn
dringende städtebauliche Gründe für die Verschaffung des Besitzes bestehen und wenn diese
Gründe die Interessen der Betroffenen an der weiteren Ausübung des Besitzes wesentlich
überwiegen.

(3) Die §§ 116 und 122 gelten entsprechend.



§ 78 Verfahrens- und Sachkosten

Die Gemeinde trägt die Verfahrenskosten und die nicht durch Beiträge nach § 64 Abs. 3
gedeckten Sachkosten.

§ 79 Abgaben- und Auslagenbefreiung

(1) Geschäfte und Verhandlungen, die der Durchführung oder Vermeidung der Umlegung
dienen, einschließlich der Berichtigung der öffentlichen Bücher, sind frei von Gebühren und
ähnlichen nichtsteuerlichen Abgaben sowie von Auslagen; dies gilt nicht für die Kosten eines
Rechtsstreits. Unberührt bleiben Regelungen nach landesrechtlichen Vorschriften.

(2) Die Abgabenfreiheit ist von der zuständigen Behörde ohne Nachprüfung anzuerkennen,
wenn die Umlegungsstelle versichert, dass ein Geschäft oder eine Verhandlung der
Durchführung oder Vermeidung der Umlegung dient.

Zweiter Abschnitt

Vereinfachte Umlegung

§ 80 Zweck, Anwendungsbereich, Zuständigkeiten

(1) Die Gemeinde kann eine Umlegung im Sinne des § 45 als vereinfachte Umlegung
durchführen, wenn die in § 46 Abs. 1 bezeichneten Voraussetzungen vorliegen und wenn mit
der Umlegung lediglich

1. unmittelbar aneinander grenzende oder in enger Nachbarschaft liegende Grundstücke oder
Teile von Grundstücken untereinander getauscht oder

2. Grundstücke, insbesondere Splittergrundstücke oder Teile von Grundstücken, einseitig
zugeteilt

werden. Die auszutauschenden oder einseitig zuzuteilenden Grundstücke oder
Grundstücksteile dürfen nicht selbständig bebaubar sein. Eine einseitige Zuteilung muss im
öffentlichen Interesse geboten sein.

(2) Auf die vereinfachte Umlegung sind die Vorschriften des Ersten Abschnitts nur
anzuwenden, soweit die Vorschriften dieses Abschnitts dies bestimmen. Einer Anordnung der
vereinfachten Umlegung durch die Gemeinde bedarf es nicht.

(3) Die vereinfachte Umlegung ist so durchzuführen, dass jedem Eigentümer nach dem
Verhältnis des Wertes seines früheren Grundstücks zum Wert der übrigen Grundstücke
möglichst ein Grundstück in gleicher oder gleichwertiger Lage zugeteilt wird. Eine durch die
vereinfachte Umlegung für den Grundstückseigentümer bewirkte Wertminderung darf nur
unerheblich sein. Mit Zustimmung der Eigentümer können von den Sätzen 1 und 2
abweichende Regelungen getroffen werden.



(4) Im Rahmen des Verfahrens der vereinfachten Umlegung betroffene Dienstbarkeiten und
Baulasten nach Maßgabe des § 61 Abs. 1 Satz 3 können neugeordnet und zu diesem Zweck
auch neu begründet und aufgehoben werden. Betroffene Grundpfandrechte können
neugeordnet werden, wenn die Beteiligten dem vorgesehenen neuen Rechtszustand
zustimmen.

(5) Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnungen bestimmen, dass die nach
Maßgabe des § 46 Abs. 2 Nr. 1 und 2 gebildeten Umlegungsausschüsse auch vereinfachte
Umlegungsverfahren selbständig durchführen. Die Vorschriften des § 46 Abs. 4 zur
Übertragung der Umlegung auf die Flurbereinigungsbehörde oder eine andere geeignete
Behörde sind für vereinfachte Umlegungsverfahren entsprechend anzuwenden.

§ 81 Geldleistungen

(1) Vorteile, die durch die vereinfachte Umlegung bewirkt werden, sind von den Eigentümern
in Geld auszugleichen. Die Vorschriften über die Entschädigung im Zweiten Abschnitt des
Fünften Teils sind entsprechend anzuwenden.

(2) Gläubigerin und Schuldnerin der Geldleistungen ist die Gemeinde. Die Beteiligten können
mit Zustimmung der Gemeinde andere Vereinbarungen treffen. Die Geldleistungen werden
mit der Bekanntmachung nach § 83 Abs. 1 fällig. § 64 Abs. 3, 4 und 6 über Beitrag und
öffentliche Last ist entsprechend anzuwenden, wenn die Gemeinde Gläubigerin der
Geldleistungen ist.

(3) Dinglich Berechtigte, deren Rechte durch die vereinfachte Umlegung beeinträchtigt
werden, sind insoweit auf den Geldanspruch des Eigentümers angewiesen. Für die
Hinterlegung von Geldleistungen und für das Verteilungsverfahren gelten die Vorschriften
der §§ 118 und 119 entsprechend.

§ 82 Beschluss über die vereinfachte Umlegung

(1) Die Gemeinde setzt nach Erörterung mit den Eigentümern durch Beschluss die neuen
Grenzen sowie die Geldleistung fest und regelt in ihm, soweit es erforderlich ist, die
Neuordnung und zu diesem Zweck auch die Neubegründung und Aufhebung von
Dienstbarkeiten, Grundpfandrechten und Baulasten. Beteiligten, deren Rechte ohne
Zustimmung durch den Beschluss betroffen werden, ist vorher Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben. Der Beschluss muss nach Form und Inhalt zur Übernahme in das
Liegenschaftskataster geeignet sein.

(2) Allen Beteiligten ist ein ihre Rechte betreffender Auszug aus dem Beschluss zuzustellen.
Dabei ist darauf hinzuweisen, dass der Beschluss bei einer zu benennenden Stelle eingesehen
werden kann.

§ 83 Bekanntmachung und Rechtswirkungen der vereinfachten Umlegung

(1) Die Gemeinde hat ortsüblich bekannt zu machen, in welchem Zeitpunkt der Beschluss
über die vereinfachte Umlegung unanfechtbar geworden ist. § 71 Abs. 2 über die vorzeitige
Inkraftsetzung ist entsprechend anzuwenden.



(2) Mit der Bekanntmachung wird der bisherige Rechtszustand durch den in dem Beschluss
über die vereinfachte Umlegung vorgesehenen neuen Rechtszustand ersetzt. Die
Bekanntmachung schließt die Einweisung der neuen Eigentümer in den Besitz der zugeteilten
Grundstücke oder Grundstücksteile ein. § 72 Abs. 2 über die Vollziehung ist entsprechend
anzuwenden.

(3) Das Eigentum an ausgetauschten oder einseitig zugeteilten Grundstücksteilen und
Grundstücken geht lastenfrei auf die neuen Eigentümer über; Unschädlichkeitszeugnisse sind
nicht erforderlich. Sofern Grundstücksteile oder Grundstücke einem Grundstück zugeteilt
werden, werden sie Bestandteil dieses Grundstücks. Die dinglichen Rechte an diesem
Grundstück erstrecken sich auf die zugeteilten Grundstücksteile und Grundstücke. Satz 1
Halbsatz 1 und Satz 3 gelten nur, soweit sich nicht aus einer Regelung nach § 80 Abs. 4 etwas
anderes ergibt.

§ 84 Berichtigung der öffentlichen Bücher

(1) Die Gemeinde übersendet dem Grundbuchamt und der für die Führung des
Liegenschaftskatasters zuständigen Stelle eine beglaubigte Abschrift des Beschlusses über die
vereinfachte Umlegung, teilt den Zeitpunkt der Bekanntmachung nach § 83 Abs. 1 mit und
ersucht diese, die Rechtsänderungen in das Grundbuch und In das Liegenschaftskataster
einzutragen. § 74 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Für die Kosten der vereinfachten Umlegung gelten die §§ 78 und 79 entsprechend.


	Baugesetzbuch Teil Umlegung.doc

